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1 Einleitung
Kleine  und  mittlere  Betriebe  stehen  im  Vergleich  zu
Großunternehmen vor großen Schwierigkeiten ihren qua-
litativen Personalbedarf an die unternehmerische Nach-
frage anzupassen (Neubäumer 1995).1 Vor allem die Su-
che und der Rekrutierungsprozess von Personal stellt die-
se Unternehmen vor große Herausforderungen. So steigt
die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften auch in
kleinen und mittleren Unternehmen stetig, während Ge-
ringqualifizierte bzw. ungelernte Kräfte immer geringere
Chancen auf eine Beschäftigung haben. Hochqualifizierte
Arbeitskräfte arbeiten aufgrund höherer Löhne und bes-
serer Aufstiegschancen  vorzugsweise  in  Großunterneh-
men (Belfield 1999: 250).2 Die Diskrepanz zwischen an-
gebotenen und nachgefragten Qualifikationen steigt stetig
an, und somit geht die Arbeitslosigkeit trotz eines Anstie-
ges offener Stellen immer weniger zurück. Diese Arbeits-
plätze können häufig nicht mit Arbeitslosen aufgrund de-
ren schlechter Qualifikationen besetzt werden (Schmid
2003: 19 f). 
Aus  Unternehmensperspektive  sind  dabei  insbesondere
kleine und mittlere Unternehmen betroffen, da über die
Rekrutierungsschwierigkeiten von Fachpersonal hinaus,
Weiterbildung in kleinen und mittleren Betrieben – 
Ein deutsch-dänischer Vergleich
Carroll Haak*
Die Partizipation an betrieblicher Weiterbildung hat zwar in den letzten Jahren in Deutschland stark zuge-
nommen, dennoch liegt diese im europäischen Vergleich im unteren Mittelfeld. Gleichzeitig steigt die
Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften stetig, während Geringqualifizierte bzw. ungelernte Kräfte
immer geringere Chancen auf eine Beschäftigung haben. Insbesondere kleine und mittlere Betriebe in
Deutschland  sind  trotz  hoher Arbeitslosigkeit  von  Fachkräftemangel  betroffen.  Investitionen  in  das 
Humankapital der Beschäftigten zur Anpassung an die betriebliche Nachfrage nach Qualifikationen sind
ein zentrales Instrument, um diesen Schwierigkeiten zu begegnen.
In diese Studie wird das Weiterbildungsengagement kleiner und mittlerer Betriebe in Deutschland und
Dänemark vor dem Hintergrund der Ausgestaltung der Weiterbildungssysteme der beiden Länder anhand
der Daten einer europaweiten Unternehmensbefragung (CVTS II) empirisch untersucht und bewertet. 
Dänemark ist aus bildungs- und beschäftigungspolitischer Perspektive sehr erfolgreich, was sich auch in
einem hohen betrieblichen Weiterbildungsengagement niederschlägt. Somit wird der Frage nachgegan-
gen, ob Weiterbildungsdefizite in kleinen und mittleren Betrieben in Deutschland originär der Betriebs-
größe zuzuschreiben sind, oder die institutionellen Arrangements der unterschiedlichen Weiterbildungs-
systeme die zentrale Rolle spielen.
* Carroll Haak ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Abteilung Ar-
beitsmarktpolitik und Beschäftigung am Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung (WZB). Der Beitrag liegt in der alleinigen Verant-
wortung der Autorin. Er wurde im Mai 2003 eingereicht und nach der
Begutachtung und einer Revision im September 2003 zur Veröffentli-
chung angenommen.
1 Die Begriffe Betrieb und Unternehmen werden in dieser Analyse syn-
onym verwendet.
2 Für eine Analyse über Zusammenhänge zwischen Betriebsgröße und
Lohnhöhe vgl. Gerlach u.a. (1998).die Möglichkeiten einer qualitativen Anpassung an den
Bedarf im Vergleich zu Großunternehmen geringer sind
(Neubäumer 1995). Viele dieser Betriebe können ihren
Anpassungsbedarf aufgrund einer dünnen Personaldecke
und/oder  finanzieller  Engpässe  nicht  umsetzen  (Leicht
u.a. 1998: 41) oder haben Schwierigkeiten bei der Identi-
fizierung des konkreten Weiterbildungsbedarfs (Europäi-
sche Kommission 2000: 18). Kleine und mittlere Unter-
nehmen verfügen selten über eine vorausschauende Per-
sonalplanung und in der Regel nicht über das Potenzial,
auf  den  sich  wandelnden  Qualifikationsbedarf  hinrei-
chend  zu  reagieren  (Europäische  Kommission  2000:
328). Sie besitzen außerdem keine eigenen Resourcen,
innerbetriebliche  Weiterbildungsaktivitäten  durchzufüh-
ren (Büchter 1998: 239). Aus diesem Grund sind sie auf
externe Weiterbildungsangebote angewiesen, aus denen
sie aufgrund der mangelnden Transparenz des Weiterbil-
dungsmarktes nur schwer die passenden Programme her-
ausfiltern können. Gleichzeitig kann die Weiterbildungs-
abstinenz kleiner und mittlerer Unternehmen schlicht auf
mangelndes  Interesse  des  Geschäftsführers  an  diesen
Themen zurückzuführen sein (Leicht u.a. 1998: 41). So-
mit stellt sich die Frage, wie man effiziente Weiterbildung
auch in kleinen und mittleren Unternehmen3 in Deutsch-
land implementieren kann. 
Möglicherweise setzt das Problem des Qualifikationsbe-
darfs in kleinen und mittleren Unternehmen aber bereits
in der Problemerkennung der Relevanz von Mitarbeiter-
qualifikationen  an.  Zusammenhänge  zwischen  wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten und Defiziten in den Quali-
fikationen der Mitarbeiter werden dabei nicht realisiert.
So werden die Qualifizierungsmaßnahmen der Mitarbei-
ter häufig ausschließlich in Form einer Anpassungsquali-
fizierung  durchgeführt.  Hierbei  resultiert  neuer  Bedarf
aus der Einführung neuer Technologien und die betriebli-
che  Weiterbildung  reagiert  in  einer  technikorientierten
Planung und Durchführung von Qualifizierungsmaßnah-
men. Die Interessen der Beschäftigten werden bei diesen
Strategieformen  häufig  nicht  berücksichtigt  (Mahnkopf
1991: 237).
Insbesondere für kleine und mittlere Betriebe beinhalten
die Investitionen in Humankapital allerdings ein zentrales
Instrument  zur  Anpassung  des  gegebenen  Personalbe-
darfs an den Strukturwandel der Arbeitswelt. Die Hetero-
genität der Weiterbildungslandschaft, die Deregulierung
der Weiterbildung, die Dezentralisierung der Aktivitäten
und das daraus resultierende Fehlen einer konsistenten
Weiterbildungsstatistik  in  Deutschland  erschweren  ein
Matching zwischen Angebot und Nachfrage nach Qualifi-
kationen. Die zunehmende Diskrepanz zwischen angebo-
tenen und nachgefragten Qualifikationen auf den Arbeits-
märkten können deutliche Hinweise in Bezug auf Defizi-
te im deutschen Bildungssystem sein (Schmid 2003: 14).
Von zentraler Bedeutung sind in diesem Zusammenhang
die  institutionellen  Regelungen  für  die  Impulse  der
Unternehmen in die Humankapitalbildung ihrer Mitarbei-
ter zu investieren. 
Im Rahmen dieser empirischen Analyse soll der Frage
nachgegangen  werden,  ob  die  starke  Verankerung  der
Weiterbildung in der dänischen Arbeitsmarkt- und Bil-
dungspolitik zu einer breiteren Beteiligung der Akteure
im Weiterbildungssystem führt und welche Faktoren für
eine derartige positive Akzeptanz verantwortlich sind. So
soll  auch  die  Frage  beantwortet  werden,  ob Weiterbil-
dungsdefizite in kleinen und mittleren Unternehmen in
Deutschland  originär  der  Betriebsgröße  zugeschrieben
werden können oder der marginale Regulierungsgrad der
Weiterbildung zu einer geringen Beteiligung kleiner und
mittlerer Unternehmen an Investitionen in Weiterbildung
führt.  Eine  Auflösung  der  strengen  Segmentation  von
Aus- und Weiterbildung in Deutschland sowie die Bereit-
stellung einer Infrastruktur für die Durchführung einer
konsequenten  Weiterbildungspolitik  in  Verbindung  mit
einer differenzierten gesetzlichen Regelung könnten so-
mit zu einer größeren Weiterbildungsbeteiligung kleiner
und mittlerer Unternehmen führen.
Dänemark ist aus bildungspolitischer Perspektive sehr er-
folgreich und verfügt über ein tradiertes umfassendes Bil-
dungssystem, das unter Einbeziehung der Sozialpartner
ständig den aktuellen Anforderungen angepasst und mo-
dernisiert wird. So erhielt Dänemark 1999 den Carl Ber-
telsmann Preis für das weltbeste System beruflicher Bil-
dung. Zentrale Kriterien für die Vergabe waren die Zu-
sammenarbeit der Akteure beruflicher Bildung, die Be-
rücksichtigung neuer Anforderungen in Aus- und Weiter-
bildung,  Flexibilität  und  Differenziertheit  des  Systems
sowie Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung und zur Ko-
ordination von Ressourcen. In seinen Grundzügen bezüg-
lich seiner bestehenden Berufsbildungsstrukturen ist es
dem deutschen System sehr ähnlich. Ein Vergleich der
Aktivitäten im Bereich der betrieblichen Weiterbildung in
kleinen und mittleren Unternehmen zwischen Deutsch-
land  und  Dänemark  verspricht  insofern  fruchtbare  Er-
kenntnisse zu liefern.
Im Folgenden werden die Ländersysteme Deutschlands
und Dänemarks skizziert, die das Zusammenspiel der Ak-
teure in ihren unterschiedlichen Berufsbildungssystemen
verdeutlichen. Im empirischen Vergleich werden eine ak-
tuelle europaweite Unternehmensbefragung (Continuing
Vocational Training Survey 2; CVTS II) herangezogen
und  zentrale  Ergebnisse  der  Weiterbildungsaktivitäten
kleiner und mittlerer Unternehmen für Deutschland und
Dänemark ausgewertet. Ergänzend werden für die deut-
sche Analyse Ergebnisse des IAB-Betriebspanels des Jah-
res 2001 dargestellt.
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3 In dieser Untersuchung, wenn nicht vorab anders definiert, werden Be-
triebsgrößenklassen nach Empfehlung der Europäischen Kommission
definiert:
Kleinstunternehmen sind Unternehmen mit weniger als 10 Arbeitneh-
mern, 
Kleine Unternehmen sind Unternehmen mit nicht mehr als 50 Arbeit-
nehmern und einem Umsatz von nicht mehr als sieben Mio. € oder einer
Bilanzsumme von weniger als fünf Mio. €, 
Mittlere Unternehmen sind Unternehmen mit weniger als 250 Arbeit-
nehmern und einem Umsatz von nicht mehr als 40 Mio. € oder einer Bi-
lanzsumme von nicht mehr als 27 Mio. € und 
Großunternehmen sind Unternehmen ab 250 Beschäftigte (Amtsblatt
vom 30.04.1996). In der empirischen Auswertung dieser Arbeit erfolgt
eine feinere Differenzierung innerhalb der Großbetriebe; dies führt ins-
gesamt zu sechs Betriebsgrößenklassen, Umsatzzahlen können dabei
leider nicht berücksichtigt werden.2 Ländersysteme und die Regulierung der beruf-
lichen Bildung im Vergleich
In Deutschland beruht die Organisation des Erstausbil-
dungssystems  auf  einer  engen  sozialpartnerschaftlich
ausgerichteten  Kooperation,  während  das  Weiterbil-
dungssystem  vom  beruflichen  Erstausbildungssystem
weitgehend  entkoppelt  ist.  Das  deutsche  Ausbildungs-
system zeichnet sich durch eine hohe Kontinuität aus und
verfügt über eine lange Tradition, wobei die Sozialpartner
bei der Festsetzung von Ausbildungsinhalten, Zielen und
Anforderungen eine wichtige Rolle spielen  (Streeck u.a.
1987: 15f). Berufsausbildung in Deutschland ist zentrales
Element  des  deutschen  Bildungswesens  und  unterliegt
der Zuständigkeit des Bundes, wenn die Ausbildungsgän-
ge nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) geregelt sind.
Die Sozialpartner spielen eine zentrale Rolle in den Aus-
handlungsprozessen von Ausbildungsinhalten in dem du-
alen System, sowohl bei der Beratung von Ausbildungs-
ordnungen als auch bei der regionalen Umsetzung. Die
Ausbildungsordnungen  werden  in  einem  mehrstufigen
Verfahren in Abstimmung mit den Rahmenlehrplänen der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in
Deutschland erarbeitet. Seit Inkrafttreten des BBiG wur-
den  insgesamt  312  Ausbildungsberufe  neu  geordnet
(BMBF 2002: 132). In Dänemark dagegen wird auf eine
breite Verzahnung des Erstausbildungs- mit dem Weiter-
bildungssystem  unter  Einbeziehung  der  Sozialpartner
hingewirkt. Das dänische Berufsbildungssystem ist eine
Mischform zwischen dem deutschen dualen System und
den schulbasierten Modellen der nordischen Staaten und
zeichnet sich insbesondere durch seine Anpassungsfähig-
keit aus. Ähnlich dem dualen System besteht die Grund-
lage der Ausbildung aus einem Wechsel zwischen schuli-
schen und betrieblichen Ausbildungszeiten. Eine Berufs-
ausbildung dauert in der Regel drei bis dreieinhalb Jahre,
wobei die Berufsschüler zwei Drittel ihrer Zeit in den Be-
trieben verbringen. Die Grundlage der Ausbildung ist der
Lehrvertrag mit einem Ausbildungsbetrieb. Dieser zahlt
dem Auszubildenden die Ausbildungsvergütung – auch
während der Schulperioden. Ein Drittel der theoretischen
Ausbildung dient der Vermittlung von Querschnitts- bzw.
Allgemeinwissen (Undervisningsministeriet 2000). 
Das dänische Berufsbildungssystem wurde im Jahr 2000
einer umfassenden Reform unterzogen. Die Berufsausbil-
dung gliedert sich seit jeher in die Grund- und Hauptaus-
bildung. Neu ist in der Grundausbildung, dass der Auszu-
bildende  aus  sieben  Berufsfeldern  einen  Bereich  aus-
wählt, nach dessen Abschluss eine berufliche Spezialisie-
rung nach den Prinzipien der dualen Berufsausbildung er-
folgt. Die Grundausbildung ist schulisch organisiert und
endet  mit  einem  Abschlusszeugnis.  Das  Grundausbil-
dungssystem ist durch ein hohes Maß an Flexibilität ge-
kennzeichnet. Es besteht die Möglichkeit, die Grundaus-
bildung bereits nach zehn Wochen abzuschließen, wenn
dem Auszubildenden das Ausbildungsziel bereits bekannt
ist. Gleichzeitig bietet dieses System den Berufsschülern
auch Orientierungs- und Wahlmöglichkeiten, indem zu-
sätzliche  berufliche  oder  weiterführende  Elemente  ge-
wählt werden können (Nielsen u.a. 2000: 106). 
In der anschließenden Hauptausbildung erfolgt die beruf-
liche Spezialisierung, Zulassungsbeschränkungen sind in
den Bereichen möglich, in denen es Engpässe auf den Ar-
beitsmärkten gibt. Hervorzuheben in der Reform des Bil-
dungssystem des Jahres 2000 ist das Angebot eines flexi-
bel strukturierten Angebotes von Zusatzqualifikationen in
Form von Wahlpflichtfächern. Die beiden Hauptprinzi-
pien der Reform sind eine einfachere Struktur und erhöh-
te Flexibilität innerhalb der einzelnen Ausbildungsgänge
Die Kurse werden in Zusammenarbeit von Auszubilden-
den und Ausbildungsbetrieb gewählt. Hier spielen Ele-
mente der Aus- und Weiterbildung zusammen, da hier be-
reits die Möglichkeit besteht, sich während der betrieb-
lichen Erstausbildung für weiterführende Spezialisierun-
gen zu entscheiden, die unter dem Aspekt des lebenslan-
gen Lernens ein zentrales Element der Berufsbildungs-
reform darstellen. Die Hauptausbildung schließt mit der
Gesellenprüfung oder einem ähnlichen Verfahren ab. Ele-
mente der Abschlussprüfung beinhalten Berufliche Quali-
fikation, Wissen und Haltung des Auszubildenden (Niel-
sen u.a. 2000: 108). Ein weiterer zentraler Punkt für die
Verschränkung von beruflicher Erstausbildung und des
Besuchs von Weiterbildungsmaßnahmen sind Dokumen-
tationen in einem persönlichen Bildungslogbuch (Uddan-
nelsesbog). Dieses enthält einen persönlichen Bildungs-
plan, der in Zusammenarbeit mit einem Kontaktlehrer er-
arbeitet wird (Lauterbach 2000: DK-71).
Die erworbenen Qualifikationen werden national von den
Akteuren  anerkannt.  Die  dänischen  Sozialpartner  üben
den zentralen Einfluss auf die Gestaltung des Berufsaus-
bildungssystems aus. Sie sind sowohl auf der nationalen,
als auch auf der lokalen schulischen Ebene vertreten und
legen die Ausbildungsbedingungen und die zu erwerben-
den Qualifikationen fest. Lokale Berufsausbildungsaus-
schüsse stehen in direkter Verbindung mit den regionalen
Arbeitsmärkten. Die Sozialpartner arbeiten mit der Re-
gierung,  den  Berufsschulen  und  Berufsschullehrern  an
der  ständigen  Modernisierung  des  Systems  (Undervis-
ningsministeriet 2000).
Hervorzuheben in dem dänischen Erstausbildungssystem
ist das Zusammenspiel von betrieblicher Erstausbildung
mit dem Weiterbildungssystem. So setzt sich berufliche
Erstausbildung in Dänemark sehr viel stärker aus Modu-
len zusammen als das deutsche Ausbildungssystem. Hier
setzt bereits das Konzept des lebenslangen Lernens an,
während in Deutschland Aus- und Weiterbildungssystem
stark entkoppelt sind. Diese Verzahnung von Elementen
der Aus- und Weiterbildung bereits zu Beginn des Ar-
beitslebens spielt möglicherweise eine zentrale Rolle für
die Akzeptanz der Individuen an lebenslangen Investitio-
nen  in  ihr  persönliches  Bildungskonto.  Im  Folgenden
werden die Funktionsweisen der Systeme bezüglich der
Akteure in der Weiterbildung im Ländervergleich skiz-
ziert.
2.1 Deutschland – Eine deregulierte Weiterbildungsland-
schaft?
Die  Weiterbildung  in  Deutschland  erfolgt  vornehmlich
durch die Betriebe und schlägt sich in der selbst getrage-
nen  Mitarbeiterfortbildung  nieder.  Das  staatliche  Bil-
dungsangebot ist stärker durch individuelle Berufswün-
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geprägt. Es gibt ferner einen kleinen Teil „regulierter“
Weiterbildung mit sozialpartnerschaftlich ausgehandelten
und in Weiterbildungsordnungen übernommenen Rege-
lungen,  wie  z.B.  Meisterprüfungen  in  Industrie  und
Handwerk. Diese Bildungsmaßnahmen sind im Sozialge-
setzbuch III (SGB III) geregelt und beinhalten die Erlan-
gung eines Berufsabschlusses. Die Anzahl der Teilneh-
mer an diesen Weiterbildungsprüfungen ging von 1992
von etwa 170.000 um 40.000 Personen zurück (BMBF
2002: 211f).
Dem Weiterbildungssegment liegt das „subsidiäre Ord-
nungsmodell“ zugrunde, nach dem die berufliche Weiter-
bildung über Steuerungsprozesse des Marktes reguliert
werden soll und staatliche Interventionen nur dort statt-
finden,  wo  diese  Instrumente  versagen  (Block  1995:
133). Somit spielt der Staat in Deutschland für die Weiter-
bildung eine weit geringere Rolle als für die berufliche
Erstausbildung. Im Gegensatz zur beruflichen Erstausbil-
dung (duales System) gibt es für berufliche Weiterbildung
keinen  einheitlichen,  flächendeckenden  (gesetzlichen)
Rahmen, der Inhalte, institutionelle Strukturen, Anerken-
nung,  Finanzierung  etc.  regelt.  Staatlich  regulierte
Weiterbildung setzt im Wesentlichen bei der individuel-
len Förderung von Arbeitslosen an (Auer 1993). Qualifi-
zierungsmaßnahmen  für  Beschäftigte  sind  von  einer
durch die Bundesanstalt für Arbeit (BA) geförderten und
finanzierten Weiterbildung ausgeschlossen, so dass sich
eine strikte Segmentation zwischen der betrieblichen und
der staatlichen Weiterbildung herausgebildet hat (Mahn-
kopf u.a. 1991: 232).
Die  Gewerkschaften  betrachten  den  Regulierungsgrad
der Weiterbildung in Deutschland als unzureichend, wäh-
rend die Arbeitgeber eine Regulierung ablehnen. So wird
von Seiten der Gewerkschaften kritisiert, dass die Weiter-
bildung nur wenigen Beschäftigtengruppen vorbehalten
ist, keine finanzielle Unterstützung, keine Systematisie-
rung und einheitliche Zertifizierung von Weiterbildung
vorherrscht (Heidemann u.a.: 2000). Als Instrument für
die Sozialpartner böte sich hier das Mittel des Tarifvertra-
ges an. So regeln beispielsweise verschiedene Mantelta-
rifverträge des Buchhandels die Weiterbildungsansprüche
der Beschäftigten. In dem Manteltarifvertrag des Mittel-
deutschen  Rundfunks  verpflichtet  sich  der  MDR  zum
Beispiel zur Erhaltung und Erweiterung der beruflichen
Qualifikation zur  Aufstellung  eines  jährlichen  Fortbil-
dungsprogramms  (Bispinck  2001:  158f).  In  der  Land-
und Forstwirtschaft dagegen, die durch Klein- und Mittel-
betriebe  gekennzeichnet  ist,  einigten  sich  die Tarifpar-
teien auf die Einrichtung eines Weiterbildungsfonds, der
zu 3/10 durch die Beschäftigten und 7/10 durch die Arbeit-
geber finanziert wird (Bahnmüller 2002: 40). In der Bau-
wirtschaft gibt es Vereinbarungen, die auf bestimmte Be-
rufsgruppen oder Tätigkeiten abzielen. So wurden für be-
stimmte  Fachqualifikationen  Fortbildungsregeln  festge-
schrieben,  in  denen  beispielsweise  eine  Weiterbildung
zum  Baumaschinisten,  zum  Baumaschinenfachmeister
oder zum Werkspolier festgelegt ist (Fels u.a. 2001: 28).
Einen Sonderweg beschritten im Jahr 2001 die Tarifpar-
teien  der  Metallindustrie  Baden-Württemberg.  Diese
schlossen  einen  Tarifvertrag  zur  Qualifizierung  ab,  in
dessen Inhalt Ansprüche der Arbeitnehmer auf ein min-
destens einmal jährlich stattfindendes Gespräch mit ihren
Vorgesetzten festgelegt sind, in dem Qualifizierungsbe-
darf bestimmt und vereinbart wird (Huber u.a. 2002: 78).
Diese Regelung stellt die Verhandlungspartner vor hohe
Anforderungen. Innovativ und bedarfsorientiert in dieser
Regelung ist der Perspektivenwechsel. Während in den
meisten Tarifverträgen eine top-down-Regelung erfolgt,
wird hier der Weiterbildungsbedarf individuell, also „von
unten“  ermittelt  (Bahnmüller  2002:  40).  Kommt  es  zu
keiner Einigung, entscheidet eine paritätische Kommis-
sion, in Betrieben mit mehr als 300 Beschäftigten unter
Hinzuziehen eines Vertreters der Agentur zur Förderung
der beruflichen Weiterbildung in der Metall- und Elektro-
industrie Baden-Württemberg e.V, über das weitere Vor-
gehen. In Klein- und Mittelbetrieben (unter 300 Beschäf-
tigte), in denen keine paritätische Kommission gebildet
wurde, nimmt ein Mitarbeiter der Agentur an der gemein-
samen  Sitzung  von  Arbeitgeber  und  Betriebsrat  mit
Stimmrecht teil. In der Mitte des Jahres 2002 nahm die
Agentur ihre Arbeit auf. Das Programm richtet sich insbe-
sondere an ältere Arbeitnehmer, An- und Ungelernte und
RückkehrerInnen aus der Familienphase. Ferner soll dem
Fachkräftemangel durch Qualifizierung des eigenen Per-
sonals begegnet werden (Brocker 2002). Die Aufgaben
der Agentur beinhalten beispielsweise die Beratung von
kleinen und mittleren Unternehmen bezüglich der Ange-
bote, Durchführung und Methoden von Qualifizierungs-
maßnahmen und die Beratung bei der Inanspruchnahme
von Mitteln der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Sie beob-
achtet  den  Wandel  der  Qualifikationserfordernisse  und
schlägt Maßnahmen vor, die die Beschäftigungschancen
der Mitarbeiter fördern. Ferner soll sie Qualitätsstandards
für betriebliche Weiterbildung entwickeln. Fünf Monate
nach der Arbeitsaufnahme stellt sich die Beratung kleiner
und mittlerer Unternehmen als eine der zentralen Aufga-
ben heraus (Allespach u.a. 2002). Dies könnte ein Indiz
dafür sein, dass eine umfassende Informations- und Bera-
tungspolitik für kleine und mittlere Unternehmen die Be-
reitschaft, betriebliche Qualifizierungsmaßnahmen durch-
zuführen, erhöhen könnte.
Trotz positiver Beispiele ist bislang umstritten, ob Tarif-
verträge ein adäquates Instrument sind, um betriebliche
Weiterbildungsaktivitäten  auszuweiten  (Bahnmüller
2002,  Mahnkopf  1990,  Kohl  2000).  Eine  formalisierte
Lösung würde den betrieblichen Bedarf an Qualifikatio-
nen  nicht  einbeziehen,  und  eine  bedarfsorientierte  be-
triebliche Weiterbildungsplanung erschweren. Ferner wä-
re ein festgelegter Kriterienkatalog praxisfern und würde
eine  flexible  betriebliche  Weiterbildung  blockieren
(Mahnkopf u.a. 1991: 233). In der chemischen Industrie
haben sich die Tarifparteien auf die Einrichtung einer ge-
meinsam  finanzierten  Stiftung  verständigt,  die  neben 
einer Analyse des Qualifikations- und Weiterbildungsbe-
darfs, die Planung und Entwicklung von entsprechenden
Maßnahmen durchführt und die Unternehmen bezüglich
einer eigenen Weiterbildungsplanung berät (Bahnmüller
2002: 39f). Bezüglich der tarifvertraglichen Regelungen
bleibt festzuhalten, dass es sich nur um Einzellösungen
handelt, sie gleichzeitig großbetriebslastig sind und der
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lierungsfreies  Segment  geblieben  ist.  Hier  besteht  ein
großer Handlungsspielraum für Betriebsräte. So hat sich
in den letzten Jahren verstärkt das Instrument der Be-
triebsvereinbarung herausgebildet. Dieses kann eine Viel-
zahl  unterschiedlicher  Einzelregelungen  beinhalten.
Doch auch Betriebsvereinbarungen korrelieren sehr stark
mit der Betriebsgröße und sind zumeist ein Instrument,
mit dem vor allem Großunternehmen arbeiten.
Auf der gesetzlichen Ebene existiert das Weiterbildungs-
bzw. Erwachsenenbildungsgesetz. Diese begründen vor
allem  Freistellungsansprüche  der  Arbeitnehmer  für
Zwecke der politischen und beruflichen Bildung. Obwohl
Beschäftigte in Deutschland in der Regel über einen An-
spruch auf einen fünftägigen, bezahlten Bildungsurlaub
verfügen, wird dieser lediglich von 1,5 Prozent der An-
spruchsberechtigten eingelöst (Seifert 2002: 5). Das SGB
III als Gesetzesvorschrift zur beruflichen Bildung regelt
die individuelle und institutionelle Förderung von Fort-
bildungs-, Umschulungs- und Einarbeitungsmaßnahmen.
Zentrales Instrument ist die personenbezogene Förderung
durch Unterhaltsgeld. Eine Abgrenzung zur direkten be-
trieblichen Weiterbildung erfolgt derart, als Maßnahmen,
die im unmittelbaren Interesse der Betriebe liegen, nicht
gefördert werden. 
Das Berufsbildungsgesetz und die Handwerksordnung re-
geln die Bestimmung zur Festlegung von Fortbildungs-
gängen  auf  Bundesebene  bzw.  auf  Kammerebene.  Die
Mitwirkungsrechte der betrieblichen Interessenvertretun-
gen bei der beruflichen Weiterbildung auf Betriebsebene
werden  durch  das  Betriebsverfassungsgesetz  bestimmt.
Allerdings gibt es keine Mitwirkungsrechte bezüglich des
Umfangs,  der  Ausstattung  sowie  der  Ansprüche  von
Weiterbildungsmaßnahmen. Weitere, noch zu erwähnen-
de  weiterbildungsbezogene  Bundesgesetze  sind  das
Bundesausbildungsförderungsgesetz,  das  Berufsbil-
dungsförderungsgesetz,  das  Fernunterrichtsschutzgesetz
und das Hochschulrahmengesetz (Block 1995: 131). Fer-
ner gibt es einzelne Initiativen zu modularen Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsangeboten, wie beispielsweise
das  Netzwerk  Modularisierung  in  Berlin.  Bei  diesem
Netzwerk handelt es sich um eine regionale Initiative von
Bildungseinrichtungen, Qualifizierungsträgern und ande-
ren Akteuren der beruflichen Bildung. In einem Modell-
projekt  „Organisation  modularer  beruflicher  Weiterbil-
dung durch regionale Kooperation“ wurde ein modulares
Weiterbildungssystem entwickelt, das sich auch an den
Qualifikationsbedarf von kleinen und mittleren Betrieben
wendet. 
Die Module
– „beziehen  sich  auf  anerkannte  Aus-  und  Weiterbil-
dungsabschlüsse und sind mit Kammern/Verbänden ab-
gestimmt,
– beschreiben die erforderlichen Kompetenzen von be-
trieblichen  Handlungsfeldern  und  sind  in  Bausteine
untergliedert, Fachtheorie und Fachpraxis sind eng mit-
einander verzahnt,
– werden durch Modulprüfungen nachgewiesen und in ei-
nem Modulzertifikat bestätigt, 
– werden  im  Qualifizierungspass  dokumentiert“  (Netz-
werk Modularisierung 2003).
Das modulare Weiterbildungssystem ermöglicht geziel-
ten und kurzfristigen Erwerb von Zusatzqualifikationen.
Das Baukastensystem kann besser auf die Individuen zu-
geschnitten  werden  als  dies  in  allgemeinen  Weiterbil-
dungsprogrammen möglich ist. So ist es denkbar, auf der
Basis  der  Module  ein  individuelles Weiterbildungspro-
gramm zusammenzustellen.
Aufgrund der unkoordinierten Aktivitäten in der Weiter-
bildungslandschaft,  eines  unscharfen Weiterbildungsbe-
griffs und unterentwickelten Berichtswesens lassen sich
nur  Schätzungen  auf  unterschiedlicher  Basis  bezüglich
der  Ausgabenvolumina  in  der  Weiterbildung  anstellen
(Block  1995:  134).  Die  individuellen  Ausgaben  für
Weiterbildung werden von den öffentlichen bzw. von der
Finanzstatistik nicht erfasst, ein Großteil der Kosten der
öffentlich finanzierten Weiterbildung wird in den öffent-
lichen Statistiken nicht ausgewiesen, während die Ausga-
ben der SGB III geförderten Weiterbildung aufgrund der
Erfassung durch die BA darstellbar sind. Selbst auf be-
trieblicher Ebene, auf der in der Regel ein Kostenrech-
nungswesen  praktiziert  wird,  können  insgesamt  nur
Schätzungen angestellt werden.4 Lediglich die größeren
Betriebe  führen  eine  Kostenrechnung  für  die  eigene
Weiterbildung durch, während die Ausgaben der kleinen
und mittleren Unternehmen weitgehend unbekannt sind
(Expertenkommission 2002: 95) Somit gibt es auch keine
umfassenden  rechnerischen  Methoden  zur  Beurteilung
der Effizienz des Weiterbildungssystems (Schmid 2002:
254). Die öffentliche Hand finanziert den überwiegenden
Teil ihrer Weiterbildungsleistungen aus dem Steuerauf-
kommen des Staates. Die Finanzierung erfolgt auf indivi-
dueller und institutioneller Ebene durch die Zuweisung
von  Darlehen  und  Krediten,  Steuer-  und  Gebühren-
erleichterungen  und  die  Förderung  von  anerkannten
Weiterbildungseinrichtungen  sowie  Volkshochschulen
durch die Länder und Kommunen (Hummelsheim 1999:
48ff).
Zusammenfassend können folgende Punkte festgehalten
werden: Anstelle eines verzahnten Zusammenspiels von
Aus-  und  Weiterbildung  hat  sich  in  Deutschland  eine
strenge Segmentation zwischen Aus- und Weiterbildung
herausgebildet.5 Betriebliche  Weiterbildung  ist  weitge-
hend ein regulierungsfreies Segment geblieben. Es gibt
zwar  vereinzelte  tarifvertragliche  Regelungen  und  Be-
triebsvereinbarungen,  die  betriebliche  Weiterbildung
steuern, doch dabei handelt es sich nur um „Insellösun-
gen“. Die Betriebe entscheiden somit autonom über die
Weiterbildung ihrer Beschäftigten. Gleichzeitig sind sie
der größte Weiterbildungsträger in Deutschland. 
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4 Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) führte eine Erhebung
zu den Kosten der betrieblichen Weiterbildung durch: vgl. dazu Weiß
2000: 23f.
5 Eine Diskussion über die Segmentierung zwischen allgemeiner und
beruflicher Bildung sowie beruflicher und arbeitsplatzbezogener Bil-
dung in Deutschland könnte weitere Erkenntnisse liefern, die allerdings
an dieser Stelle nicht thematisiert werden.Sie bestimmen den Umfang der Qualifizierungsmaßnah-
men, die Inhalte, sie entscheiden über die Teilnehmer und
üben somit einen zentralen Einfluss auf den Charakter
des  deutschen  Bildungssystems  aus.  Weiterbildung  in
Deutschland wird dezentral von unterschiedlichen Akteu-
ren finanziert. Betriebsübergreifende Tarifverträge spie-
len  bislang  in  der  betrieblichen  Weiterbildungspolitik
kleiner und mittlerer Unternehmen nur eine untergeord-
nete Rolle. Das Bildungssystem bietet den Sozialpartnern
prinzipiell  eine Wahlmöglichkeit  bezüglich  der  Gestal-
tung  der  betrieblichen  Weiterbildung,  gleichzeitig  er-
schwert  der  dezentrale  Charakter  des  Qualifizierungs-
systems den Zugang kleiner und mittlerer Unternehmen
zur Weiterbildung. Diese Wahlfreiheit der Unternehmer
schränkt  die  Mitbestimmungsrechte  der  Mitarbeiter  in
Weiterbildungsfragen ein. Ferner verursacht das Misch-
system  der  Weiterbildungsfinanzierung  in  Deutschland
möglicherweise  eine  Unsicherheit  unter  den  Akteuren 
bezüglich  der  Wahlmöglichkeiten  in  Weiterbildung  zu 
investieren und führt somit zu einer geringeren Beteili-
gungsrate.
2.2 Dänemark – Ein sozialpartnerschaftlich organisiertes
Weiterbildungssystem
Weiterbildung wird in Dänemark als öffentliche Aufgabe
betrachtet. Sie ist ein zentrales Element der dänischen Ar-
beitsmarktpolitik und soll Chancengleichheit für alle si-
chern. Es gibt eine spezifisch dänische Weiterbildungs-
kultur, die sich seit der Gründung der ersten Bauern- und
Heimvolkshochschulen in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts etablierte und alle Bevölkerungsschichten inte-
griert (Höcker 1994: 1). Im Jahr 1994 erfolgte in Däne-
mark eine umfassende Arbeitsmarktreform, die eine Qua-
lifizierungsoffensive beinhaltete und somit auch Auswir-
kungen auf die betriebliche Weiterbildungspolitik hatte.
So waren das Recht auf Bildungsurlaub und Jobrotation
wesentliche Bestandteile dieser Reform.6 Bildung in Dä-
nemark spielt eine zentrale Rolle und wird als ein konti-
nuierlicher, lebenslanger Prozess betrachtet und soll in al-
len Phasen des Arbeitslebens in Abstimmung mit dem
Qualifikationsbedarf  des Arbeitsmarktes  verfügbar  sein
(Hansen 1998: 35). Das Weiterbildungssystem wird prin-
zipiell durch den Staat finanziert, wobei die Verteilung
nach dem Taximeterprinzip erfolgt. Dies bedeutet, dass
die Gelder in Abhängigkeit von der Anzahl der Kursteil-
nehmer  in  den  unterschiedlichen  Institutionen  verteilt
werden. Die Erwerbstätigen in Dänemark müssen zur Fi-
nanzierung des Weiterbildungssystems acht Prozent ihres
Einkommens vor Steuerabzug entrichten (Hansen 1998).
Der Umfang wird jährlich auf der Grundlage der Ausga-
ben des Vorjahres neu festgelegt, so dass die Bilanz von
Ausgaben und Einnahmen jeweils ausgeglichen ist (Weiß
1995: 287).
In Dänemark gibt es eine lange Tradition, die Akteure auf
den Arbeitsmärkten in die Entwicklung und Implementa-
tion der Weiterbildungspolitik einzubeziehen. Die zentra-
len Institutionen des dänischen Arbeitsmarktes sind die
Dachorganisation  des  dänischen  Gewerkschaftsbundes
(Landsorganisation i Danmark, LO) und der Verband dä-
nischer Arbeitgeber  (Dansk Arbejdsgiverforening,  DA)
(Heidemann u.a. 1994). Der gewerkschaftliche Organisa-
tionsgrad ist in Dänemark im Januar 2000 mit etwa 85
Prozent der höchste in der Europäischen Union (LO Dan-
mark 2003), die Mitglieder verteilen sich etwa paritätisch
über die Geschlechter (Ebbinghaus u.a. 2000: 169f.) Die
industriellen Beziehungen können durch folgende Merk-
male charakterisiert werden (Scheuer 1997: 67):
– Eine umfassende Organisation des Arbeitsmarktes mit
starken Organisationen, sowohl auf Arbeitgeber- als auch
auf Arbeitnehmerseite.
–  Gebündelte  Prozesse  von  Tarifverhandlungen,  deren
Ergebnisse eine zentrale Bedeutung für den dänischen Ar-
beitsmarkt beinhalten und die alle zwei Jahre durchge-
führt werden.
Über siebzig Prozent der gesamten Beschäftigungsver-
hältnisse der dänischen Arbeitskräfte sind über Tarifver-
träge geregelt (Lind 1997: 147). Die Tarifverträge sind
bindend und können nur unter äußersten Schwierigkeiten
aufgehoben werden. Gleichzeitig besteht keine Verpflich-
tung  der  Arbeitgeber  in  Tarifverträge  einzutreten.  Im
Gegensatz zu dem hohen Organisationsgrad auf Arbeit-
nehmerseite deckt der Organisationsgrad der Arbeitgeber
etwa 41 Prozent der Beschäftigten von allen Unterneh-
men ab. Zieht man noch weitere Arbeitgeberorganisatio-
nen außerhalb der DA hinzu, so erhöhen sich die Mit-
gliedschaftsanteile auf etwa 51 Prozent der Beschäftigten
in der Privatwirtschaft (Scheuer 1997: 68).
Die Sozialpartner üben auf die berufliche Weiterbildung
in Dänemark den entscheidenden Einfluss aus, da sie das
System von der Politikformulierung bis zur Implementa-
tion selbst tragen. So spielen sie bei der Planung der Ar-
beitsmarktausbildungen7 für  Beschäftigte  die  zentrale
Rolle,  die  arbeitsmarktpolitischen  Programme  für  Ar-
beitslose werden in Gremien erarbeitet, in denen die Sozi-
alparteien  leitende  Funktionen  ausüben  (Höcker  1994:
52).
Die Sozialpartner sind allen Institutionen vertreten und
üben zentrale Funktionen aus:
1. Der nationale Ausbildungsrat berät den Bildungsminis-
ter zu Fragen bezüglich der Arbeitsmarktausbildungen.
2. Die Institution zur Verwaltung des Aus- und Weiterbil-
dungsfinanzierungsfonds des Arbeitsmarktes berät den
Arbeits- und Bildungsminister bezüglich des Gesamt-
bedarfs an beruflicher Erstausbildung und beruflicher
Weiterbildung und verwaltet den Arbeitsmarktfond.
3. Der nationale Arbeitsmarktrat berät den Arbeitsminis-
ter und ist an der Konzeption der Arbeitsmarktpolitik
maßgeblich beteiligt. 
4. Die regionalen Arbeitsmarkträte koordinieren die Akti-
vitäten in den Arbeitsämtern und üben beratende Funk-
tionen aus. Sie haben ferner den zentralen Einfluss auf
die Auswahl der Zielgruppen der regionalen arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen. Arbeitnehmer und Ar-
MittAB 2/2003 171
6 Für detaillierte Darstellungen vgl. Schmid 1999; Schmid, Schömann
1999; Höcker 2001 und Oschmiansky 2002.
7 Eine Darstellung der Arbeitsmarktausbildungen erfolgt im Anschluss.beitgeber sind zu je zwei Dritteln (14 Mitglieder), die
Bezirke (drei Mitglieder) und Gemeinden (vier Mit-
glieder) zu je einem Drittel vertreten. 
In den Weiterbildungsausschüssen befinden sich Vertreter
der Sozialpartner aus verschiedenen Branchen, die Emp-
fehlungen  zu Aus-  und Weiterbildungsbedarf  in  einem 
bestimmten  Wirtschaftszweig  aussprechen.  Diese  Aus-
schüsse spielen eine zentrale Rolle bei der Anpassung der
Arbeitsmarktausbildungen  auf  die  Bedürfnisse  des Ar-
beitsmarktes,  indem  sie  die  Bedingungen  der  Ausbil-
dungsgänge festlegen und die Weiterbildungsprogramme
entwickeln.
Das dänische Weiterbildungssystem basiert im Wesent-
lichen auf folgenden Maßnahmen (BMBF 2001a: 42):
1. Programm der offenen Bildung: Modular aufgebautes
flexibles  Weiterbildungsprogramm,  Möglichkeit  des
Abschlusses mit Diplom oder Master.
2. Allgemeine Erwachsenenbildung (AVU), ähnlich dem
deutschen Volkshochschulsystem. 
3. Arbeitsmarktausbildungen  des  Bildungsministeriums
(AMU).
Die  Arbeitsmarktausbildungen  (arbejdsmarkedsuddan-
nelserne – AMU) sind von zentraler Bedeutung im däni-
schen Bildungssystem und werden im Folgenden genauer
erläutert. Sie haben ihren Ursprung in der Zeit der Vollbe-
schäftigung in den sechziger Jahren und beinhalteten da-
bei eine systematische Qualifizierungsoffensive für die
ungelernten Arbeitskräfte vor allem aus den ländlichen
Regionen. Die aus diesen Regionen stammenden Arbeits-
kräfte sollten den Arbeitskräftemangel abmildern, indem
sie  im  Hinblick  auf  bestimmte  Tätigkeiten  qualifiziert
wurden. Die AMU sind im internationalen Kontext ein-
zigartig und beinhalten sowohl beschäftigungserhaltende
Funktionen als auch Qualifizierungsmaßnahmen für Ar-
beitslose, also beschäftigungsfördernde Funktionen. Die
bildungspolitischen Ziele von AMU können wie folgt be-
schrieben werden (Cort 2002a, Sørensen 2002: 40):
– Abstimmung des Angebots an beruflichen Qualifikatio-
nen auf die Nachfrage des Arbeitsmarktes und insbe-
sondere der Unternehmen,
– Kurzfristiger  Ausgleich  der  Umstrukturierungs-  und
Anpassungsprobleme des Arbeitsmarktes,
– Steigerung des Qualifikationsniveaus,
– Erhöhung der Mobilität auf dem Arbeitsmarkt,
– Reduzierung der Arbeitslosigkeit.
Die  Arbeitsmarktausbildungen  werden  in  Kooperation
zwischen  Staat  und  den  Sozialpartnern  entwickelt  und
werden als fachlich ausgerichtete Kurse in AMU-Zentren
und an Berufsschulen durchgeführt. Seit November 2001
trägt das Bildungsministerium die Verantwortung über al-
le AMU-Aktivitäten  (Sørensen  2002:  43).  Die  Zentren
agieren jedoch selbständig, und sind paritätisch mit Auf-
sichtsräten besetzt.
Die Weiterbildungen dienen der Erhöhung des individuel-
len Qualifikationsstandards. Sie wandten sich ursprüng-
lich nur an Erwerbstätige, seit etwa 1978 werden auch ex-
plizit  berufliche  Einführungskurse  und  längere Ausbil-
dungsverläufe für Arbeitslose angeboten. Die Teilnehmer
werden in unterschiedlichen Bereichen aus- und weiter-
gebildet. Insgesamt gibt es etwa 2000 unterschiedliche
AMU-Schulungen  in  unterschiedlichen  Bereichen  und
Sektoren. Sie lassen sich im Wesentlichen in folgende
Programmgruppen einteilen:
– Vermittlung formaler Qualifikationen. Intensivkurse bis
zu sechs Wochen als Vollzeit-, Teilzeitausbildung oder
in Abendkursen.
– Berufliche  Bildungsmaßnahmen  längerer  Dauer, die
zielgruppenspezifisch  mit  allgemeinen  oder  spezifi-
schen Inhalten an Beschäftigte und Nichtbeschäftigte
gerichtet sind.
– Kompetenzfeststellungskurse. Individuelle Bestimmung
der Fähigkeiten und Ermittlung von Qualifikationsbe-
darf, die der Vorbereitung auf die Teilnahme an Weiter-
bildungsmaßnahmen dienen.
– VTP(virksomhedstilpassede kurser) Unternehmensspe-
zifische  Schulungen.  Lehrgänge,  die  auf  den  spezifi-
schen Qualifikationsbedarf der Unternehmen abzielen.
– TAMU (trœningsskolens arbejdsmarkedsuddannelser).
Zielgruppe  sind  18-  bis  25-Jährige  mit Anpassungs-
schwierigkeiten. Ziel ist der erfolgreiche Eintritt in den
Arbeitsmarkt oder  das  Bildungssystem  (Cort  2002b,
Franz 2001: 261, OECD 2000).
An dieser Stelle wird bereits deutlich, dass betriebliche
Weiterbildung in Dänemark in ein umfassendes Gesamt-
konzept integriert ist, das die Inanspruchnahme der Mög-
lichkeiten und Angebote sowohl für die Arbeitgeber als
auch für die Beschäftigten gewährleistet. Die AMU-Zen-
tren sind fast überall vor Ort verfügbar, so dass ein einfa-
cher Zugang zu Weiterbildung auch für kleine und mittle-
re Unternehmen gesichert ist.
In den letzten Jahren wurden zahlreiche Projekte initiiert,
um  die  Unternehmen  zu  größeren  Investitionen  in  be-
triebliche Weiterbildung anzuregen. Als eine beispielhaf-
te Initiative kann das Projekt „The Integrated Delivery of
CVT“  genannt  werden,  das  zwischen  1997  und  2000
durchgeführt  wurde.  Das  Projekt  zielte  darauf  ab,  die
Kurse verstärkt auf die Bedürfnisse und Qualifikationen
der Teilnehmer anzupassen. Dabei sollten zum einen eine
engere Verbindung zwischen dem Unterricht und den in-
dividuellen  HRM-Strategien  des  jeweiligen  Unterneh-
mens geschaffen und zum anderen die Bedürfnisse des
Arbeitsmarktes mit den Weiterbildungsaktivitäten abge-
stimmt werden (OECD 2000: 65).
Die Gesamtkosten für den Bereich der Arbeitsmarktaus-
bildungen betrugen im Jahr 1999 etwas unter 4 Milliar-
den dänischer Kronen (533 Mio €) (Cort 2002b). Die
Maßnahmen sind in der Regel kostenlos für Arbeitslose,
Beschäftigte und Unternehmen. Die Bildungsreform aus
dem Jahr 2000 brachte in Dänemark einige Veränderun-
gen auch für die betriebliche Weiterbildung mit sich. Die
Unternehmen werden zunehmend in die Finanzierung der
Weiterbildung  einbezogen.  Dies  gilt  insbesondere  für
spezialisierte, in Verbindung mit betrieblichen Tätigkei-
ten  stehende  Weiterbildungsmaßnahmen.  Sind  diese
Weiterbildungsmaßnahmen auf die spezifischen Struktu-
ren des Unternehmens zugeschnitten, ist das Unterneh-
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men  (OECD  2000:  71f).  Für  die  Teilnehmer  wird  ein
Lohnausgleich in der Höhe des maximalen Arbeitslosen-
geldes durch den Staat bezahlt, der Differenzbetrag zum
normalen Lohn des Mitarbeiters wird in der Regel durch
die  Unternehmen  ausgeglichen  (Weiss-Pedersen  1995:
17; Weiß 1995: 287). Diese Kurse machen etwa einen An-
teil von zehn Prozent des gesamten AMU-Angebotes aus.
Die Kurse dienen der Mitarbeiterfortbildung und lang-
fristig dem Aufbau einer vorausschauenden Mitarbeiter-
weiterbildung. Aus den Weiterbildungsfonds werden vor-
wiegend  kleine  und  mittlere  Unternehmen  unterstützt
(BMBF 2001a: 47).
Die  folgenden  zentralen  Befunde  können  festgehalten
werden:  Die  sozialpartnerschaftlichen Arrangements  in
Dänemark bilden das Fundament der Ausgestaltung des
Bildungssystems. Das dänische Bildungssystem soll alle
Bevölkerungsschichten und die Akteure auf den Arbeits-
märkten einbeziehen. Das im Vergleich zu der deutschen
Form sehr transparente Weiterbildungssystem integriert
somit auch die kleinen und mittleren Unternehmen und
vereinfacht ihnen den Zugang zu betrieblicher Weiterbil-
dung. Im Unterschied zu Deutschland sind die Finanzie-
rung der Weiterbildung und die Weiterbildungsansprüche
gesetzlich geregelt. Das Weiterbildungssystem in Däne-
mark erfolgt über die Arbeitsmarktabgabe und ist somit
steuerfinanziert. Die staatliche Regulierung der Finanzie-
rung in Dänemark fördert möglicherweise die Weiterbil-
dungsbeteiligung  der  Individuen,  da  diesen  aufgrund 
ihrer finanziellen Beteiligung diese Leistungen bekannt
sind und somit ein einfacher Zugang gewährleistet ist.
3 Weiterbildung in kleinen und mittleren Unterneh-
men in Deutschland und Dänemark
Das  im  beruflichen  Erstausbildungssystem  erworbene
Humankapital ist einer permanenten Entwertung ausge-
setzt (Leicht u.a. 1998: 36). Möglichkeiten für Unterneh-
men diesem Prozess zu begegnen, sind die Verbindung
betrieblicher Aus- und Weiterbildung, Weiterbildung des
existierenden  Personals  sowie  Außenrekrutierung  mit
möglicher anschließender Weiterbildung. Allerdings er-
weist sich die Rekrutierung von Personal für die kleinen
und mittleren Unternehmen aufgrund geringerer Entloh-
nung, schlechterer Ressourcenausstattung und Aufstiegs-
chancen im Vergleich zu den Großunternehmen als weit-
aus schwieriger (Pfeiffer 1996; Leicht 1998: 28).
Die berufliche Weiterbildung führt trotz ihrer starken Ex-
pansion in den letzten Jahren immer noch zur Segmenta-
tion zwischen den Beschäftigten unterschiedlichen Status
sowohl  in  Deutschland  (Dobischat  u.a.2002:  143)  als
auch in Dänemark (Mailand 1999: 44). Diese Polarisie-
rungsmuster verhalten sich im Zeitablauf relativ stabil,
insbesondere erhöht betriebliche Weiterbildung Zugangs-
barrieren für Arbeitslose, da sich die Qualifizierungsmög-
lichkeiten an betrieblichen Kontexten orientieren (Dobi-
schat u.a.: 2001). Andererseits erhöhen Weiterbildungs-
maßnahmen die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitneh-
mern und leisten somit einen zentralen Beitrag für eine
erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik sowohl in Deutschland
als auch in Dänemark. 
Um zu einem breiteren Verständnis über die unterneh-
menspolitischen  Muster  und  Strategien  in  den  beiden
Ländern zu gelangen, werden im Folgenden Eckdaten der
wirtschaftlichen  und  strukturellen  Gegebenheiten  von
Deutschland und Dänemark skizziert. Dabei sollen Ge-
meinsamkeiten  und  Unterschiede  der  wirtschaftlichen
Konstellationen  und  Unternehmensstrukturen  herausge-
arbeitet werden, um eine Basis für den Unternehmensver-
gleich beider Länder zu gewährleisten.
3.1 Wirtschafts- und Unternehmensstruktur der Länder
In Dänemark gibt es insgesamt etwa 320.000 Unterneh-
men, wobei die Mehrheit weniger als 50 Mitarbeiter be-
schäftigt. Dänische Klein- und Mittelbetriebe sind sehr
stark exportorientiert (Karnøe 1999: 21). In Dänemark
gibt  es  nur  vereinzelt  Großunternehmen  mit  4.000  bis
13.000 Beschäftigten, die Massenprodukte bzw. Produkte
in einer großen Menge produzieren. Der größte Industrie-
konzern in Dänemark ist Danfoss (Thermostate), weitere
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Quelle: Eurostat 2001bekannte Unternehmen sind beispielsweise NOVO Nord-
isk (Insulin/Enzyme) und LEGO (Karnøe u.a. 1999:18).
Tabelle 1 ermöglicht einen groben vergleichenden Über-
blick  über  die  Branchenstrukturen  in  Deutschland  und
Dänemark.
Deutliche Unterschiede zwischen Deutschland und Däne-
mark zeigen sich im Bereich der sonstigen Dienstleistun-
gen8, in denen in Deutschland über 30 Prozent der Unter-
nehmen und etwa 19 Prozent der Beschäftigten tätig sind
– geprägt durch einen überwiegenden Anteil von Selbst-
ständigen und Kleinstunternehmen. In Dänemark spielt
dieser Dienstleistungssektor in der Gesamtbeschäftigung
nur eine untergeordnete Rolle, knapp zehn Prozent der
Unternehmen und fünf Prozent der Gesamtbeschäftigung
entfallen auf diese Sektoren. 
Die dänische Exportwirtschaft beschränkt sich im We-
sentlichen auf Massenmärkte und stützt sich traditionell
auf landwirtschaftliche Produkte, Maschinen und Instru-
mente,  chemische  Produkte,  Textilien  und  Bekleidung
(Benner u.a. 1999: 434). Das dänische und das deutsche
Betriebsgrößenstruktursystem unterscheiden sich nur un-
wesentlich. Tabelle 2 gewährt einen Einblick in die Ver-
teilung der Beschäftigten nach Unternehmensgrößenklas-
sen aller Wirtschaftszweige aus den Jahren 1996/97 in
Deutschland und Dänemark. Die Werte für Deutschland
konnten durch Auswertungen des IAB-Betriebspanels der
Welle 2001 bestätigt werden.
Bei etwas über 80 Prozent aller dänischer Unternehmen
handelt es sich um Mikrounternehmen, in Deutschland
liegen die Anteile etwas unter 80 Prozent. Bezüglich der
Beschäftigten zeigt sich jedoch ein anderes Bild: Etwa 72
Prozent aller dänischen und deutschen Beschäftigten ar-
beiten in Unternehmen mit mehr als zehn Mitarbeitern,
damit liegen die Länder im europäischen Durchschnitt
(Schmiemann 2002). So spielen die Kleinstunternehmen
quantitativ zwar eine große Rolle, die Beschäftigungsan-
teile in diesen Unternehmen sind mit etwa 14 Prozent in
Deutschland  und  19  Prozent  in  Dänemark  jedoch  ver-
gleichsweise gering.
Nach der Darstellung einiger Wirtschaftsindikatoren er-
folgt nun der empirische Vergleich der Weiterbildungs-
aktivitäten  der  kleinen  und  mittleren  Unternehmen  in
Deutschland und Dänemark. In diesem Abschnitt werden
unterschiedliche  Aspekte  des  Weiterbildungsverhaltens
kleiner und mittlerer Unternehmen im Ländervergleich
analysiert und diskutiert. Als Datengrundlagen der empi-
rischen Ermittlung der Weiterbildungsaktivitäten der klei-
nen  und  mittleren  Unternehmen  in  Deutschland  und 
Dänemark werden die New Cronos Tables, CVTS II ver-
wendet. Ergänzend für die deutschen Unternehmen wird
das IAB-Betriebspanel herangezogen.9
3.2 Empirische Befunde
Die Beteiligung an Weiterbildung hat in den letzten Jah-
ren  in  Deutschland  zwar  stark  zugenommen  (BMBF
2001b: 12), dennoch steht Deutschland im europäischen
Vergleich  im  unteren  Mittelfeld  (Heidemann  2001:  5).
Motive und Effekte von Investitionen in Weiterbildungen
sowohl aus individueller als auch betrieblicher Perspekti-
ve wurden bereits in zahlreichen Studien untersucht und
stehen  nicht  im  Fokus  dieser Analyse  (Acemoglu  u.a.
1998, Becker 1975, Pannenberg 1995; Pfeiffer u.a. 1996). 
Kleine  und  mittlere  Betriebe  gelten  im  Vergleich  zu
Großunternehmen als wenig weiterbildungsaktiv (Weiß
2000: 27). So verdeutlichen diverse Untersuchungen so-
wohl für Deutschland als auch für Dänemark einen positi-
ven Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und dem
Weiterbildungsengagement der Betriebe (Düll u.a. 1998,
Mailand 1999: 44).
In  einer  empirischen  Untersuchung  in  Großbritannien
über die Ermittlung des zukünftigen Personalbedarfs in
Kleinunternehmen (Ashworth u.a. 1998) konnte festge-
stellt werden, dass Kleinunternehmen ihren zukünftigen
Personalbedarf tendenziell zu hoch einschätzen. Als eine
der möglichen Ursachen hierfür wird die mangelnde Be-
rücksichtigung der konjunkturellen Entwicklung genannt.
Die Autoren leiten daraus weiteren Forschungsbedarf ab,
der sich mit den eingesetzten Instrumenten zur Ermitt-
lung  des  zukünftigen  Personalbedarfs  und  implizit  des
Qualifikationsbedarfs befasst.
Weiterbildung in kleinen und mittleren Unternehmen ist
eher durch sporadische Aktivitäten gekennzeichnet, die
sich allenfalls in der Entsendung von Mitarbeitern zu ex-
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Tabelle 2 : Anteile der Unternehmen an allen Unter-
nehmen und der Beschäftigten an der Gesamtbeschäf-
tigung  nach  Betriebsgrößen  in  Deutschland  und
Dänemark
Unternehmens- Anteile der Anteile der 
größe Unternehmen Beschäftigten
Deutsch- Däne- Deutsch- Däne-
land mark land mark
Mikro (1-9) 79,7 81,4 13,9 19,1
Klein (10-49) 16,4 15,5 23,8 22,5
Mittel (50-249) 3,2 2,6 23,5 19,5
Groß (250+) 0,7 0,5 38,8 39
Quelle: Schmiemann 2002
8 In den Bereich „sonstige Dienstleistungen“ fallen nach NACE: Dienst-
leistungen im Bereich des Wohnungswesens, Vermietung beweglicher
Sachen, Datenverarbeitung und Datenbanken, Forschung und Entwick-
lung, Gesundheit, Veterinär- und Sozialwesen, Abwasser- und Abfallbe-
seitigung, Kultur, Sport und Unterhaltung sowie Wäscherei, Friseurge-
werbe, Bestattungswesen etc. (EWG 3037/90).
9 Zu  einem  guten  Überblick  über  die  Datensätze  vgl.  Egner  2001
(CVTS) und Bellmann u.a. 2001, 2002 (IAB Betriebspanel). Aufgrund
des unterschiedlichen Verständnisses von betrieblicher Weiterbildung in
theoretischen und empirischen Untersuchungen vor allem im internatio-
nalen Kontext und der daraus resultierenden begrifflichen und methodi-
schen Abgrenzung des Begriffes erweisen sich Vergleiche zwischen ver-
schiedenen Erhebungen als schwierig. Die hier dargestellten Ergebnisse
der Erhebung des IAB Betriebspanels der BA stellen keine unmittelba-
ren Vergleiche dar, sondern bilden lediglich ergänzende Tendenzen auf
dem betrieblichen Weiterbildungsmarkt für Deutschland ab, deren Aus-
wertungen mit den europäischen Datensatz CVTS II nicht möglich wa-
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ternen Seminaren niederschlägt. Viele kleine und mittlere
Unternehmen stehen darüber hinaus beim Aufbau einer
systematischen, vorausschauenden Aus-, Weiterbildungs-
planung  und  Personalentwicklungsarbeit  noch  am An-
fang. Als Ursachen hierfür werden der vergleichsweise
geringe Professionalisierungsgrad im Bereich Personal-
und Organisationsentwicklung genannt. So werden Kon-
zepte und Instrumente der Personalarbeit in kleinen und
mittleren Unternehmen in der Regel nicht implementiert,
Entscheidungen werden häufig intuitiv getroffen und ba-
sieren nicht auf systematischen Problem- und Bedarfs-
analysen. Ferner können kleine und mittlere Unterneh-
men längere Freistellungen von Mitarbeitern nicht tragen,
da  ihnen  knappe  personelle  Ressourcen  zur Verfügung
stehen (Severing 1993: 171).
Auch im internationalen Vergleich kann festgestellt wer-
den, dass die Weiterbildungsbereitschaft von Unterneh-
men mit ihrer Betriebsgröße steigt. Ferner unterstreichen
empirische  Studien  eine  höhere  Weiterbildungsbereit-
schaft der Unternehmen bei ohnehin höherqualifizierten
Mitarbeitern, Teilzeit- und befristet Beschäftigte dagegen
gelangen tendenziell weniger in den Genuss betrieblicher
Weiterbildung (OECD 1999: 138). Die folgende empiri-
sche Untersuchung verdeutlicht die zentralen Unterschie-
de in der Weiterbildungslandschaft Deutschlands und Dä-
nemarks mit dem Fokus auf kleine und mittlere Unter-
nehmen.
3.2.1 Analyse von Qualifikationsbedarf und Planung der
Weiterbildungsmaßnahmen
Die empirische Analyse beginnt mit einer Betrachtung
der  Ermittlungsaktivitäten  des  zukünftigen  Qualifika-
tionsbedarfs der Unternehmen in Deutschland und Däne-
mark nach Betriebsgrößenklassen. Das Niveau der Quali-
fikationsbedarfsanalyse zeigt  erhebliche  Unterschiede
auf (Abbildung 1).
Die Aktivitäten bezüglich der Ermittlung eines zukünfti-
gen  Qualifikationsbedarfs  sind  in  dänischen  Unterneh-
men um ein Vielfaches höher als in deutschen Unterneh-
men. Qualifikationsprognose erscheint somit nicht mehr
nur als ein Instrument der „Großen“. Immerhin verwen-
den etwa 70 Prozent der Kleinunternehmen in Dänemark
Analyseinstrumente  zur  Ermittlung  ihres  zukünftigen
Qualifikationsbedarfs.  In  Dänemark  erfolgt  die  Ermitt-
lung  des  Qualifikationsbedarfs  der  Unternehmen  viel
stärker unabhängig von der Betriebsgröße. 
Weitaus geringer wird das Instrument der Qualifikations-
bedarfsprognose in deutschen Unternehmen angewendet.
So sind die Ursachen des geringen Einsatzes von Analyse-
instrumenten in kleinen und mittleren Unternehmen in
Deutschland  nicht  primär  der  Betriebsgröße  oder  dem
Mangel  geeigneter  Instrumente  zuzuschreiben.  Dies
konnte in einer empirischen Untersuchung des RKW10
aus dem Jahr 1998 bestätigt werden (Hoffmann 1999: 9).
Generell ist in kleinen und mittleren Unternehmen zu be-
obachten,  dass  die  Personalpolitik  nicht  strategischen
Zielen folgt, sondern reaktiv erfolgt. So werden beispiels-
weise  Qualifizierungsmaßnahmen  erst  dann  durchge-
führt, wenn akute Mängel in den vorliegenden Qualifika-
tionen bzw. ein nicht erfüllter Qualifikationsbedarf vor-
herrscht. Führungskräfteweiterbildung findet vorwiegend
in  individualisierter  Form  statt.  Dieses  Vorgehen  wird 
Abbildung 1 : Unternehmen, die Analysen zum zukünftigen Qualifikationsbedarf durchführen
Quelle: New Cronos, CVTS II
10 Rationalisierungs- und Innovationszentrum der deutschen Wirtschaft.
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jedoch  nicht  ausschließlich  von  kleinen  und  mittleren
Unternehmen praktiziert, auch in Großunternehmen er-
folgt die Personal- und Weiterbildungsplanung häufig re-
aktiv und in Form einer Personalanpassungspolitik. 
Im europäischen Vergleich (Eurostat 2002: 50; hier nicht
tabellarisch  dargestellt)  führen  dänische  Unternehmen
bezüglich der Initiativen in der Ermittlung des zukünfti-
gen Qualifikationsbedarfs die Unternehmensstatistik an,
während  Deutschland  mit  den  Niederlanden  an  letzter
Stelle liegt – hier scheint deutlicher Handlungsbedarf ge-
geben.
Die Ermittlung des zukünftigen Bildungsbedarfs in klei-
nen und mittleren Unternehmen könnte auf der Grundla-
ge der erwarteten Veränderungen der Berufsbilder, bezie-
hungsweise  der  Kenntnisse  der  Beschäftigten  oder  als 
Ergebnis  eines  internen  Diskussionsprozesses  auf  der
Grundlage von Mitarbeitergesprächen erfolgen. Qualifi-
kationsbedarfsanalyse in kleinen und mittleren Unterneh-
men ist somit eher als ein interaktiver sozialer Prozess zu
verstehen  denn  als  standardisiertes  Analyseverfahren.
Dabei gibt es durchaus Methoden und Konzepte in der
Personalentwicklung. Eine mögliche Verfahrensweise zur
Feststellung  eines  zukünftigen  Weiterbildungsbedarfs
wäre  das  sogenannte  Personalentwicklungsgespräch,  in
dem auf individueller Ebene unter Einbezug der Mitar-
beiter der eigene Qualifizierungsbedarf festgestellt wer-
den könnte. Allerdings wird in Klein- und Mittelbetrieben
in der Regel auf die Anpassungsbereitschaft der Mitarbei-
ter an neue Qualifikationsanforderungen gesetzt und die
Strategien  der  Qualifikationsbedarfsplanung  entspricht
eher der Politik eines „muddling-through“ (Büchter 1998:
238).
Die Weiterbildungsplanung ist wie erwartet ein Instru-
ment, mit dem überwiegend Großunternehmen arbeiten.
Abbildung  2  verdeutlicht  die Verteilung  der  Unterneh-
men, die ihre Weiterbildung planen.11
Die  Institutionalisierung  betrieblicher  Weiterbildung
nimmt mit zunehmender Betriebsgröße zu. Es kann ver-
mutet werden, dass Weiterbildung in kleinen und mittle-
ren Unternehmen häufig einzelfallbezogen und situativ
erfolgt. In dem ENSR Enterprise Survey 199912 konnten
für Europa ähnliche Tendenzen abgelesen werden. Ergän-
zend wurde hier festgestellt, dass die situative Umsetzung
betrieblicher Weiterbildung stärker in Kleinst- und Klein-
betrieben erfolgt, und dieser Prozess mit zunehmender
Betriebsgröße abnimmt. In  einer 1998 durchgeführten
Untersuchung  des  RKW wurde  eine  systematische
Weiterbildungsplanung für Deutschland in nur 14 Prozent
der  kleinen  und  mittleren  Unternehmen  nachgewiesen
Quelle: New Cronos, CVTS II
Abbildung 2 : Unternehmen mit Weiterbildungsplanung
11 In Bezug zu den weiterbildenden Unternehmen.
12 Das „European Network for SME research“ ist ein Netzwerk, das von
der europäischen Kommission gefördert wird. Bei der 1999 durchge-
führten Erhebung wurden etwa 8000 Betriebsinterviews in 19 Ländern
durchgeführt. Es wurde eine geschichtete Stichprobe verwendet, es wur-
den Unternehmen nach sieben Wirtschaftssektoren und vier Größen-
klassen differenziert (Europäische Kommission 2000: 450).
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(Hoffmann 1999: 9). Die Unterschiede zwischen den bei-
den Ländern sind jedoch signifikant. So führen im klein-
betrieblichen Segment zwar eher dänische Unternehmen
eine Weiterbildungsplanung durch, doch in Betrieben ab
20 Beschäftigten sind es die deutschen Unternehmen, die
eher zu diesem Instrument greifen. In der Gesamtauswer-
tung ist das Ergebnis doch recht homogen, dort liegen die
deutschen Unternehmen bezüglich ihrer Weiterbildungs-
planung mit zwei Prozent vor den dänischen Unterneh-
men.
Eine weitere dänische Untersuchung aus dem Jahr 1996
zeigt folgende Ergebnisse in der Weiterbildungsplanung
in Betrieben auf: Lediglich in 25 Prozent der Unterneh-
men mit weniger als 20 Mitarbeitern werden Weiterbil-
dungspläne entwickelt, in Unternehmen mit 20 bis zu 100
Mitarbeitern verfügt immerhin die Hälfte über ein derarti-
ges  Planungsinstrument,  während  die  überwiegende
Mehrheit (über 70 Prozent) der Unternehmen mit mehr
als  100  Mitarbeitern  über  eine  Planungsgrundlage  der
Weiterbildung verfügt (Mailand 1999: 44). 
Bezüglich ihrer Personalplanung stehen viele kleine und
mittlere Unternehmen beim Aufbau einer systematischen,
vorausschauenden Aus- und Weiterbildungsplanung so-
wie  ihrer  Personalentwicklungsarbeit  noch  am Anfang
(Leicht u.a. 1998). Als Ursachen hierfür werden der ver-
gleichsweise  geringe  Professionalisierungsgrad  im  Be-
reich Personal- und Organisationsentwicklung genannt.
So werden Konzepte und Instrumente der Personalarbeit
in kleinen und mittleren Unternehmen häufig nicht imple-
mentiert, Entscheidungen werden in der Regel intuitiv ge-
troffen und basieren nicht auf systematischen Problem-
und Bedarfsanalysen. Ferner können kleine und mittlere
Unternehmen  längere  Freistellungen  von  Mitarbeitern
nicht  tragen,  da  ihnen  nur  relativ  knappe  personelle
Ressourcen zur Verfügung stehen.
3.2.2 Durchführung der Weiterbildungen
Abbildung 3 veranschaulicht die Anteile von Unterneh-
men, die im Jahr 1999 tatsächlich Weiterbildung anboten. 
Auch hier zeigen sich deutliche Unterschiede im klein-
und  mittelbetrieblichen  Segment  zwischen  den  beiden
Ländern.  Erwartungsgemäß  besteht  ein  positiver  Zu-
sammenhang zwischen Weiterbildungsaktivitäten und zu-
nehmender Betriebsgröße. Während sich allerdings die
Anteile  von  kleinen  Unternehmen,  die  betriebliche
Weiterbildung  anbieten  in  Dänemark  der  95-Prozent-
Marke nähern, liegen sie in Deutschland in dieser Be-
triebsgrößenklasse bei nur etwa zwei Drittel. Ergänzend
kann für Deutschland angemerkt werden, dass die Weiter-
bildungsanteile der Mikrounternehmen (1 bis 9 Beschäf-
tigte) lediglich bei unter 30 Prozent liegen.14 Da diese mit
Quelle: New Cronos, CVTS II
Abbildung 3 : Anteile von Unternehmen, die betriebliche Weiterbildung anbieten 13
13 Hier handelt es sich um alle betrieblichen Wetierbildungsmaßnah-
men, die sowohl Lehrveranstaltungen, wie beispielsweise Kurse und Se-
minare, die außerhalb des Arbeitsplatzes stattfinden als auch die Formen
der Weiterbildung, die am Arbeitsplatz oder in der Arbeitsplatzumge-
bung  durchgeführt  werden.  Diese  beinhalten  Unterweisung  oder  das
Lernen mit Hilfe normaler Arbeitsmittel. 
14 IAB Betriebspanel 2001, Berechnungen durch die Schalterstelle beim
IAB.
Unternehmensgrößeetwa  80  Prozent  den  Großteil  aller  Unternehmen  in
Deutschland  abbilden,  erscheint  hier  dringender  Hand-
lungsbedarf gegeben.15 Zieht man die Form der Weiter-
bildung in das Zentrum der Betrachtung16, so kann fest-
gestellt werden, dass das Angebot interner Kurse mit zu-
nehmender Betriebsgröße für beide Länder steigt, wäh-
rend externe Kurse über alle Betriebsgrößenklassen von
einem hohen Anteil (zwischen 80 und 100 Prozent) der
Unternehmen angeboten werden.
Für  Dänemark  muss  allerdings  berücksichtigt  werden,
dass die Fallzahlen der Großbetriebe sehr klein sind, und
somit sehr schnell die 100-Prozent-Marke erreicht wird.
Als weitere Ursache für die zu beobachtenden Betriebs-
größeneffekte können die hohen Beschäftigungsschwan-
kungen in den Kleinbetrieben genannt werden, der Stel-
lenumschlag sinkt mit zunehmender Betriebsgröße. Auf-
grund der Unsicherheiten bezüglich der Dauerhaftigkeit
der  Beschäftigungsverhältnisse  in  kleineren  Unterneh-
men erscheint es für Arbeitgeber wenig rational in die
Weiterbildung  der  Beschäftigten  zu  investieren.  Da  in
Kleinunternehmen keine Aufstiegsmöglichkeiten im Ver-
gleich zu Mittleren Betrieben oder gar Großunternehmen
bestehen, wird der betrieblichen Weiterbildung nicht der
Mehrwert  zugeschrieben,  den  ein  Beschäftigter  eines
Großunternehmens anstrebt, um seine persönliche Kar-
riere in einem Großunternehmen zu planen. Auch von Ar-
beitgeberseite wird ein solches Vorhaben nicht notwendi-
gerweise unterstützt, da diese befürchten, die Mitarbeiter
könnten höhere Gehaltsforderungen nach der Qualifizie-
rungsmaßnahme stellen beziehungsweise das Unterneh-
men endgültig verlassen.
Die  entscheidenden  Faktoren  bezüglich  des Angebotes
betrieblicher Weiterbildung sind die Betriebsgröße und
seine  Beschäftigtenstruktur  (OECD  2000).  Dieser  Be-
triebsgrößeneffekt in Bezug auf die berufliche Weiterbil-
dung konnte in empirischen Untersuchungen sowohl auf
deutscher als auch auf dänischer Seite nachgewiesen wer-
den (Europäische Kommission 2000; Weiß 2000; OECD
2000,  Mailand  1999).  Dies  verdeutlicht  die Annahme,
dass die kleinen und mittleren Unternehmen vor erheb-
lichen  Schwierigkeiten  bzw.  Barrieren  stehen,  in  die
Weiterbildung ihrer Beschäftigten zu investieren. Bezüg-
lich des umfangreichen Angebotes betrieblicher Weiter-
bildung in dänischen Unternehmen wird deutlich, dass
sich  das  Konsensprinzip  der  sozialpartnerschaftlichen
Beziehungen  auf  betrieblicher  Ebene  fortsetzt  (Höcker
2001: 7). Dies führt für kleine und mittlere Unternehmen
zu günstigeren Ausgangsbedingungen in Bezug auf die
Weiterbildungsinvestitionen  und  letztendlich  zu  einem
stärkeren Engagement in diesem Feld.
Aufschlussreich erscheint nun in diesem Zusammenhang
die Beantwortung der Frage zu sein, weshalb Teile der
Unternehmen – dabei handelt es sich insbesondere um die
kleinen und mittleren Unternehmen – im Jahr 1999 keine
betriebliche Weiterbildung durchführten. Die Werte in Ta-
belle 3 zeigen einige Ursachen auf.
Der Großteil der Unternehmen in beiden Ländern, die im
Jahr 1999 keine berufliche Weiterbildung anboten, sieht
keine Diskrepanz zwischen vorhandenen Qualifikationen
und dem betrieblichen Bedarf und somit keine Notwen-
digkeit betriebliche Qualifizierungsmaßnahmen durchzu-
führen. Während sich bei einem veränderten Qualifika-
tionsbedarf vor allem die dänischen Kleinunternehmen
dem Instrument der Personalrekrutierung bedienen, wird
dieses Mittel in den deutschen Klein- und Mittelbetrieben
weit  seltener  angewandt.  Mögliche  Ursachen  könnten
hier in den relativ restriktiven Kündigungsschutzrichtli-
nien liegen, die eine quantitative Personalanpassung bei
einem  kurzfristig  auftretenden  veränderten  Qualifika-
tionsbedarf erschweren.
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15 Für Mikrounternehmen in Dänemark liegen keine Vergleichswerte
vor.
16 New Cronos, CVTS II, Unternehmen mit Weiterbildungskursen nach
Kurstyp.
17 Hier muss berücksichtigt werden, dass die Fallzahlen für Dänemark
sehr gering sind, da nur wenige dänische Unternehmen keine Weiterbil-
dung anbieten. Ab einer Zahl von 250 Mitarbeitern führen alle däni-
schen Unternehmen Weiterbildung durch. Durch die Einteilung in Be-
triebsgrößenklassen  verstärkt  sich  diese  Problematik.  Eurostat  stellt
allerdings keine Mikrodaten dieser Erhebung zur Verfügung, so dass die
Ergebnisse nur in dieser Betriebsgrößenklassenstruktur darstellbar sind.
Bei den Werten handelt es sich um Anteile in Prozent.





Die vorhandenen  '10 - 19' 78 72
Fähigkeiten entsprechen '20 - 49' 80 91
dem Qualifikationsbedarf '50 - 249' 85 83
Qualifikationsbedarf   '10 - 19' 15 73
wird durch Rekrutierung '20 - 49' 30 87
neuer Mitarbeiter gedeckt '50 - 249' 24 51
Weiterbildungskosten  '10 - 19' 29 17
sind zu hoch '20 - 49' 29 19
'50 - 249' 16 6
Für Weiterbildung ist  '10 - 19' 30 31
keine Zeit vorhanden '20 - 49' 24 30
'50 - 249' 26 46
Normalerweise wird   '10 - 19' 1 4
Weiterbildung angeboten, '20 - 49' 1 0
1999 bestand kein Bedarf '50 - 249' 12 6
Schwierigkeiten bei der  '10 - 19' 7 41
Einschätzung des '20 - 49' 9 40
Weiterbildungsbedarfs '50 - 249' 18 6
Berufliche Erstausbildung  '10 - 19' 29 64
ist ausreichend '20 - 49' 27 45
'50 - 249' 31 40
Andere Gründe '10 - 19' 6 13
'20 - 49' 1 4
'50 - 249' 3 0
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Während  ein  erheblicher Anteil  (etwa  40  Prozent)  der
kleinen  dänischen  Unternehmen  (unter  50  Mitarbeiter)
die Einschätzung des Weiterbildungsbedarfs als schwie-
rig betrachtet, wird die Qualifikationsbedarfsanalyse bei
einer nur geringen Anzahl von deutschen Kleinunterneh-
men als schwierig eingestuft. Erstaunlich ist in diesem
Zusammenhang die eben festgestellte Tatsache, dass die
kleinen und mittleren Unternehmen in Deutschland in ei-
nem sehr viel geringeren Ausmaß Analysen zum zukünf-
tigen Qualifikationsbedarf durchführen. Möglicherweise
liegt  eine  der  Ursachen  darin  begründet,  dass  sie  die
Schwierigkeiten, die eine derartige Ermittlung beinhaltet,
gar nicht erkennen bzw. realisieren. 
Ausgehend von einem ähnlich hohen Niveau der beruf-
lichen Erstausbildung der beiden Länder, befinden 40 bis
60 Prozent der dänischen Unternehmen, die betriebliche
Erstausbildung liefere ein ausreichendes Qualifikations-
potenzial,  während  nur  etwa  ein  Drittel  der  deutschen
Unternehmen zu dieser Aussage gelangt. Auffallend im
tabellarischen Vergleich ist die Strategie bei über zwei
Dritteln  der  dänischen  Unternehmen,  bei  festgestellten
Qualifikationsdefiziten  Personal  über  den  externen Ar-
beitsmarkt zu rekrutieren. Der dänische Arbeitsmarkt ver-
fügt über eine hohe „job turnover rate“. So waren bei-
spielsweise nur 38 Prozent der Arbeitskräfte im Jahr 1997
noch im selben Betrieb tätig wie im Jahr 1993. In einem
Arbeitsmarkt mit immer unsichereren Beschäftigungsver-
hältnissen spielt das Weiterbildungssystem eine zentrale
Rolle. Zum einen erhöht permanentes Lernen die indivi-
duelle Beschäftigungssicherheit, zum anderen führt be-
triebliche Weiterbildung zu Wettbewerbsvorteilen für die
Unternehmen,  vor  allem  bei  einem  bestehenden  Fach-
kräftemangel (OECD 2000: 64). 
Wendet  man  sich  der Anzahl  der TeilnehmerInnen  an
Kursen bzw. Seminaren in betrieblicher Weiterbildung zu,
verlieren  Betriebsgrößenklassen  etwas  an  Bedeutung
(Abbildung 4).
Die  Männer  und  Frauen,  die  an  Kursen  betrieblicher
Weiterbildung partizipieren, streuen sehr stark über die
einzelnen Betriebsgrößen. Dennoch nehmen etwas mehr
Beschäftigte in Großunternehmen an dieser Form betrieb-
licher  Weiterbildungsangebote  teil  als  in  kleinen  und
mittleren Unternehmen. Auch bezüglich der Teilnahme
nach Geschlecht zeigt der Vergleich ein deutliches Bild:
Während  in  Deutschland  tendenziell  eher  Männer  an
Kursen in betrieblicher Weiterbildung teilnehmen – dies
zeigt sich vor allem in den größeren Unternehmen – liegt
in Dänemark eine Gleichverteilung vor, allerdings auf ei-
nem weit höheren Niveau als in Deutschland. Insgesamt
lässt sich auch aus dieser Perspektive festhalten, dass die
betriebliche Weiterbildung in Form von Kursen oder Se-
minaren in Dänemark mit Anteilen von über 50 Prozent
der insgesamt Beschäftigten weit stärker ausgeprägt ist
als die deutsche Teilnahme mit etwas über 30 Prozent der
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Quelle: New Cronos, CVTS II
18 In  Bezug  zu  allen  Unternehmen,  auch  den  nichtweiterbildenden
Unternehmen.180 MittAB 2/2003
Beschäftigten.  Die  Ursache  der  starken  Belegung  von
Kursen und Seminaren in dänischen Unternehmen liegt
möglicherweise an den unternehmensspezifischen Ange-
boten durch AMU. Setzt man die beschäftigten Frauen
und Männer in Weiterbildung in Bezug auf alle weiterbil-
denden Unternehmen,19 verändern sich die Werte leicht,
die Tendenz bleibt allerdings erhalten.
Von zentraler Bedeutung für die betriebliche Weiterbil-
dungsforschung  ist  die  Frage  nach  den  Beschäftigten-
gruppen, die in die betrieblichen Weiterbildungsmaßnah-
men einbezogen sind.20Auf die immer noch stattfindende
Segmentation  zwischen  den  einzelnen  Statusgruppen
wurde bereits an anderer Stelle hingewiesen. So wurde in
diversen  Untersuchungen  aufgezeigt,  dass  ein  höherer
formaler Bildungsabschluss die Wahrscheinlichkeit einer
Teilnahme  an  betrieblicher  Weiterbildung  in  einem
Unternehmen erhöht. Diese positive Korrelation konnte
über  alle  Betriebsgrößenklassen  nachgewiesen  werden
(Leicht u.a. 1998: 39). Dies gilt empirisch sowohl für Dä-
nemark als auch für Deutschland (OECD 2000: 63).
Die  Weiterbildungsplanung  in  dänischen  Unternehmen
unterstreicht die These, vornehmlich Höherqualifizierte
in  betriebliche  Fortbildungsmaßnahmen  einzubeziehen.
Tabelle 4 zeigt die Anteile von Beschäftigten nach Status
auf, für die ein Weiterbildungsplan aufgestellt wird.
Tabelle 4 : Dänische Unternehmen mit Weiterbildungsplan für die Beschäftigten 1999 21
Anteile von Unternehmen mit Weiterbildungsplan für die Beschäftigten
Privatunternehmen (Anteile) öffentlicher Sektor (Anteile)
Klein Mittel Groß Gesamt Klein Mittel Groß Gesamt
ungelernte/angelernte Arbeiter 15 36 66 22 45 35 48 41
Facharbeiter 31 43 65 35 41 41 81 45
Angestellte mit beruflichem 
Ausbildungsabschluß 27 55 83 37 42 62 78 52
Angestellte mit höherem 
Bildungsabschluß 35 55 76 44 28 56 74 44
Quelle: Arbejdsministeriet u.a. 1999
19 (New Cronos CVTS II) Aufgrund der relativ geringen Abweichungen
im Vergleich zu Abbildung 3 wird auf eine Abbildung verzichtet.
20 Die Daten des CVTS II liefern hierzu keine Ergebnisse.
21 Folgende Betriebsgrößenklassen wurden in dieser Tabelle gewählt:
Kleinunternehmen 1-19 Beschäftigte, Mittlere Unternehmen 20-99 Be-
schäftigte, Großunternehmen mehr als 100 Beschäftigte. Diese unter-
scheiden sich substanziell von der Klasseneinteilung des CVTS II.
Abbildung 5 : Statusgruppen in betrieblicher Weiterbildung
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g Ang./Bea. qual. Tätigk.
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Quelle: IAB-Betriebspanel 2001, Berechnungen der Schalterstelle beim IAB
1 bis 9 Beschäftigte
10 bis 19 Beschäftigte
20 bis 49 Beschäftigte
50 bis 249 Beschäftigte
250 bis 499 Beschäftigte
500 bis 999 Beschäftigte
mehr als 1000 Beschäftigte
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Zentrale Unterschiede in der Auswahl Beschäftigter für
die betriebliche Weiterbildung sind vor allem zwischen
den un-/angelernten und den Facharbeitern in Kleinunter-
nehmen der Privatunternehmen und den Großunterneh-
men  des  öffentlichen  Sektors  festzumachen.  Deutliche
Differenzen gibt es zwischen den Arbeitern und Ange-
stellten insgesamt, wobei über alle Betriebsgrößen, so-
wohl im privaten als auch im öffentlichen Sektor Ange-
stellte  stärker  an  betrieblichen  Weiterbildungsmaßnah-
men  teilnehmen.  Eine  Ursache  der  relativ  geringen
Weiterbildungsinvestitionen der an- und ungelernten Ar-
beiter  kann  durch  das  spezifisch  leistungsorientierte
Lohnsystem für un- und angelernte Arbeiter erklärt wer-
den.  Demnach  lohnen  sich Weiterbildungsbemühungen
für  diese  Personengruppe  nicht,  da  diese  aufgrund  der
Leistungskomponente  in  ihrer  Lohnermittlung    höhere
Löhne  erzielen  können  als  Büroangestellte  (Mailand
1999: 45). 
Für Deutschland werden für die Beantwortung dieser Fra-
ge Ergebnisse des IAB Betriebspanels 2001 betrachtet.
Abbildung 5 auf der vorhergehenden Seite verdeutlicht
die Ergebnisse.
Auch  hier  ist  wenig  überraschend,  dass  die  Weiterbil-
dungsintensität  zwischen  den  einzelnen  (ausgewählten)
Qualifikationsgruppen  erheblich  streut.  Die  Weiterbil-
dungsbeteiligung nimmt mit zunehmendem beruflichen
Bildungsabschluss  zu.  Diese  Erkenntnis  kann  in  allen
bundesweiten aktuellen Informations- bzw. Datenquellen
bestätigt werden (Expertenkommission 2003: 56f, Weiß
2000,  Mahnkopf  1991).  Zusätzlich  hervorzuheben  ist
allerdings nach dieser Berechnung die vor allem starke
positive Korrelation zwischen der Teilnahme an betrieb-
licher Weiterbildung bei den Un-/angelernten Arbeitern
mit zunehmender Betriebsgröße. Während diese Gruppe
anteilig nur unter fünf Prozent an betrieblichen Fortbil-
dungsmaßnahmen teilnimmt, steigen die Anteile mit zu-
nehmender Betriebsgröße stetig bis über zehn Prozent an.
Ein ähnlicher Zusammenhang ist bei der Gruppe der An-
gestellten/Beamten einfacher Tätigkeiten festzumachen.
So spielt möglicherweise die zunehmende Technisierung
vor allem in den Großunternehmen eine zentrale Rolle,
die Erwerbstätigen in den unteren Qualifikationsgruppen
an  betrieblicher  Weiterbildung  partizipieren  zu  lassen.
Bei den oberen Qualifikationsgruppen streuen die Anteile
der Qualifikationsgruppen relativ homogen über die ein-
zelnen Betriebsgrößenklassen. So kann auch hier für bei-
de Länder die These der Segmentation im Betrieb bezüg-
lich des Weiterbildungsverhaltens bestätigt werden.
Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge bezüglich be-
trieblicher  Weiterbildung  finden  sich  in  Deutschland
überwiegend  in  Großunternehmen.  Abbildung  6  bietet
hierzu einen Überblick.
Während in den dänischen Unternehmen die Anteile von
Unternehmen  mit  Vereinbarungen  zur  betrieblichen
Weiterbildung mit zunehmender Betriebsgröße zwar an-
steigen, fällt die Differenzierung nach Unternehmensgrö-
ßen bei weitem nicht so deutlich aus, wie dies in den
deutschen Unternehmen der Fall ist. Aufgrund der Ver-
Quelle: New Cronos, CVTS II














































einbarungen zwischen den Organisationen des dänischen
Arbeitsmarkts gibt es in Unternehmen mit mehr als 25
Arbeitnehmern einen Betriebsrat, der verpflichtet ist, sich
mit Fragen der Weiterbildung und deren Finanzierung zu
befassen (Ant u.a. 1996: 88). Einen maßgeblichen Beitrag
zu den relativ hohen Weiterbildungsanteilen auch bei den
kleinen und mittleren Unternehmen leistet das sozialpart-
nerschaftlich ausgerichtete System der Weiterbildung in
Dänemark, während in Deutschland die kleinen und mitt-
leren Unternehmen in der überwiegenden Anzahl nicht
über  eine  Belegschaftsvertretung  verfügen.  So  verfügt
nur jeder 16. Betrieb mit einer Anzahl zwischen 5 und 20
Mitarbeitern und etwa jedes dritte Unternehmen mit einer
Beschäftigtenzahl zwischen 21 und 100 in Deutschland
über einen Betriebsrat (Ellguth 2002: 10).
3.2.3 Erfolgskontrolle der Qualifizierungsmaßnahmen 
Zuletzt  geht  es  um  die  Überprüfung  des  Erfolges  von
Weiterbildungsmaßnahmen. Werden Effekte von Weiter-
bildungen überhaupt erhoben? Ein erster Eindruck wird
durch Abbildung 7 vermittelt.
Blickt man auf die betriebsgrößenunabhängigen Anteile,
so erhält man zunächst ein Ergebnis, das keine wesent-
lichen Unterschiede bezüglich der Ermittlung der Ergeb-
nisse der Weiterbildung zwischen den Unternehmen in
Deutschland und Dänemark aufzeigt. Doch bei genauerer
Betrachtung sind die Differenzen vor allem bei den grö-
ßeren Unternehmen zwischen den beiden Ländern signi-
fikant. Im kleinbetrieblichen Segment (10 bis 19 Beschäf-
tigte) sind die Anteile der Unternehmen, die die Erfolge
von  Weiterbildungsmaßnahmen  messen,  nahezu  iden-
tisch.  Mit  zunehmender  Betriebsgröße  steigen  jedoch
auch die Differenzen zwischen den Ländern. Insgesamt
weist auch hier Dänemark die höheren Werte auf. Überra-
schend ist die Tatsache, dass die Auswertung von Effek-
ten  der  betrieblichen  Weiterbildung  in  Deutschland  in
großen Unternehmen in einem relativ geringen Ausmaß
(zwischen fünfzig und siebzig Prozent der Unternehmen)
erfolgt.
Beliebteste Form der Auswertung des Erfolges einer be-
trieblichen Weiterbildungsmaßnahme ist die Bewertung
der Maßnahme durch die Beschäftigten. Dieses organisa-
torisch einfache Instrument wird über alle Betriebsgrö-
ßenklassen gerne angewendet. An Tests zur Ermittlung
des Erfolges der Maßnahme bedienen sich nur etwa 50
Prozent der deutschen Großunternehmen (mit über 1000
Beschäftigten).  Im  binationalen Vergleich  ergeben  sich
keine signifikanten Unterschiede in den Bewertungsme-
thoden, ferner lassen sich auch keine deutlichen Struktu-
ren zwischen den einzelnen Betriebsgrößenklassen auf-
zeigen.22
4 Zusammenfassung und Ausblick
Die empirischen Auswertungen in dieser Analyse zeigen
relativ homogene Ergebnisse bezüglich der Performanz
dänischer  Unternehmen  in  der  betrieblichen  Weiterbil-

















































Quelle: New Cronos, CVTS II
22 Auf die tabellarische Darstellung der Ergebnisse der Auswertung der
Effekte von Weiterbildung – nach Form der Auswertung wurde aus die-
sem Grund verzichtet.dung. So weisen dänische Betriebe ein stärkeres Engage-
ment in der Ermittlung ihres zukünftigen Qualifikations-
bedarfs auf, sie verfügen in einem größeren Ausmaß über
eine  Weiterbildungsplanung  und  ermitteln  letztendlich
auch eher den Erfolg ihrer durchgeführten Maßnahmen,
als dies in deutschen Unternehmen der Fall ist. Gleichzei-
tig sind die Unterschiede, die sich in den Weiterbildungs-
aktivitäten über die Betriebsgrößenklassen zeigen, in Dä-
nemark nicht in der starken Auffälligkeit im Vergleich zu
den deutschen Unternehmen vorhanden. Möglicherweise
handelt es sich bei den Schwierigkeiten bei der Imple-
mentation betrieblicher Weiterbildung vor allem in deut-
schen Unternehmen nicht nur originär um ein betriebs-
größenspezifisches Problem. So sind die institutionellen
Arrangements, in denen die Organisation und Durchfüh-
rung  der  betrieblichen  Weiterbildung  eingebettet  sind,
zentral verankert. Die starke Rolle der Sozialpartner bei
gleichzeitiger Übernahme von Verantwortung des Staates
in der Weiterbildung in Dänemark führt letztendlich zu
einer  breiteren  Beteiligung  der  kleinen  und  mittleren
Unternehmen an der betrieblichen Weiterbildung als in
Deutschland.  Ferner  hängen  diese Auswirkungen  auch
mit der starken Verankerung der Weiterbildung im tradi-
tionell  bildungsorientierten  System  Dänemarks  zusam-
men. Das dänische Weiterbildungssystem ist im europäi-
schen Vergleich führend und die Entwicklung von Hu-
manressourcen ist ein zentraler Faktor in der erfolgrei-
chen dänischen Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik.
Die Steuerfinanzierung des Weiterbildungssystems unter-
stützt die Ausgestaltung der Infrastruktur und führt somit
zu einem Selbstverständnis der Akteure, in Weiterbildung
zu investieren.
Die  Schwierigkeiten,  die  ein  dereguliertes  Weiterbil-
dungssystem wie das Deutsche beinhaltet, liegen auf der
Hand: Die Aktivitäten in diesem Gebiet bleiben weitge-
hend intransparent und laufen unkoordiniert ab, die Be-
triebe führen ihre Weiterbildungsaktivitäten häufig auf-
grund kurzfristigen Anpassungsbedarfs durch. Vor allem
in den kleinen und mittleren Unternehmen existieren kei-
ne systematischen Ermittlungsmethoden und Instrumente
der Erfolgskontrolle der betrieblichen Weiterbildung. Die
schwache  Entwicklung  transparenter  Qualitätsstandards
betrieblicher Weiterbildung und die mangelhafte Koordi-
nation  der  Schnittstellen  zwischen  Bildungs-  und  Be-
schäftigungssystem verstärken diese Effekte. Möglicher-
weise könnte ein Abgaben- oder Steuersystem geschaffen
werden, das die Bereitstellung einer Infrastruktur zur ef-
fektiveren Gestaltung der Weiterbildung fördert und so-
mit alle Akteure stärker in das Weiterbildungssystem inte-
griert werden können.
Eine weitere Ursache der Weiterbildungsabstinenz klei-
ner  und  mittlerer  Unternehmen  liegt  in  einer  Fehlein-
schätzung der Relevanz von Mitarbeiterqualifikationen.
Die  bestehende  strenge  Segmentation  von  Aus-  und
Weiterbildung in Deutschland führt möglicherweise dazu,
dass der Mehrwert von Bildungsaktivitäten in Form des
Lebenslangen Lernens nicht erkannt und somit vernach-
lässigt wird. Bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten
werden möglicherweise nicht mit Qualifikationsdefiziten
der Beschäftigten in Verbindung gebracht. Dabei könnte
der Stellenwert von Bildung und der langfristige ökono-
mische Nutzen von Weiterbildungsinvestitionen stärker
herausgearbeitet werden.
Ein zentrales Argument für die Durchführung von Weiter-
bildungsmaßnahmen auf breiter Ebene ist, dem vor allem
die  kleinen  und  mittleren  Unternehmen  betreffenden
Facharbeitermangel entgegenzuwirken. Zum einen könn-
ten Qualifikationsdefizite ausgeglichen, zum anderen die
Attraktivität der Arbeitsplätze in diesen Unternehmen er-
höht  werden.  Gleichzeitig  würde  die  Beschäftigungs-
fähigkeit der Arbeitnehmer erhöht und somit das Risiko
bevorstehender Arbeitslosigkeit reduziert. Ob Weiterbil-
dungsmaßnahmen  das  Problem  des  Fachkräftemangels
grundsätzlich  lösen  können,  ist  allerdings  umstritten.
Stärkere  Aktivitäten  auf  diesem  Gebiet  könnten  aller-
dings  einen  Beitrag  zu  den  Qualifikationsdefiziten  auf
den deutschen Arbeitsmärkten leisten. 
Bildungsmaßnahmen sollten individuell an die Bedürf-
nisse der kleinen und mittleren Unternehmen angepasst
werden. Das Bildungsmarketing ist ein Instrument, das in
der  Form  maßgeschneiderter  betriebsspezifischer  Pro-
gramme in den Unternehmen durch die Weiterbildungs-
träger durchgeführt werden könnte. Dies setzt bei der Bil-
dungsbedarfsanalyse  an,  entwickelt  kundenspezifische
Bildungsangebote und evaluiert letztendlich die Ergeb-
nisse der Maßnahmen. Die Analyseprozesse zur Ermitt-
lung eines zukünftigen Qualifikationsbedarfs sollten als
kontinuierlicher Prozess begriffen werden, in dem Ange-
stellte und Unternehmensleitung eng kooperieren und die
Beteiligten direkt in Entscheidungsprozesse eingebunden
werden.
Aufgrund von Personalengpässen erscheint es für viele
Unternehmen schwierig, Weiterbildungsabsichten konse-
quent  umzusetzen.  So  können  diese  Betriebe  aufgrund
enger Personalausstattung ihre Mitarbeiter nicht freistel-
len. Kleine und mittlere Betriebe verfügen in der betrieb-
lichen Praxis nicht über die organisatorischen und finan-
ziellen Möglichkeiten einer effizienten Planung der Mit-
arbeiterfortbildung. Kleine, aber auch mittlere Unterneh-
men  könnten  sich  verstärkt  zu  Verbünden  zusammen-
schließen, Partnerschaften und Netzwerke bilden, um den
betrieblichen  Qualifikationsbedarf  zu  decken  und  den
Mitarbeitern betriebliche Weiterbildung anzubieten. Die-
se können kleine und mittlere Unternehmen sowohl fi-
nanziell als auch organisatorisch in der Durchführung ei-
gener Bildungsmaßnahmen unterstützen.
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